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FINANZPOLITIK

Der vorliegende Bericht stellt die Entwicklung der öf-
fentlichen Haushalte in Deutschland im Detail dar. Die 
Entwicklung der öffentlichen Finanzen basiert dabei 
auf der im zweiten Artikel dieses Wochenberichts dar-
gelegten gesamtwirtschaftlichen Vorhersage in der kur-
zen Frist – bis einschließlich des Jahres 2018 – sowie 
der Projektion der Entwicklung in der mittleren Frist – 
bis zum Jahr 2025.1 

Überschüsse gehen deutlich zurück 

Öffentliche Haushalte mit Überschüssen 

Die öffentlichen Kassen schließen seit dem Jahr 2014 mit 
einem Überschuss ab. Im vergangenen Jahr lag dieser 
bei knapp 23 Milliarden Euro oder – gemessen am nomi-
nalen Bruttoinlandsprodukt – bei 0,7 Prozent. Die deut-
liche Verbesserung der Finanzlage wurde dabei durch 
die Komposition der wirtschaftlichen Entwicklung, die 
relativ einnahmeintensiv und wenig ausgabeträchtig ist, 
unterstützt, wie auch durch die für den deutschen Fis-
kus derzeit besonders günstigen Finanzierungskondi-
tion. Auch im laufenden Jahr wird der Überschuss des 
Gesamthaushalts hoch sein und bei 26 Milliarden Euro 
liegen. Die entspannte Lage der öffentlichen Haushalte 
wird sich nun aber etwas eintrüben. Im kommenden Jahr 
wird der Überschuss kräftig zurückgehen, im Jahr 2018 
werden die öffentlichen Haushalte leicht defizitär sein. 

Dabei entwickeln sich die einzelnen Haushalte recht 
unterschiedlich. Während die Gebietskörperschaften bei 
unveränderter Finanzpolitik über den gesamten Projek-
tionszeitraum mit Überschüssen abschließen, ist die Fi-
nanzlage bei den Sozialversicherungen immer wieder 
defizitär. Der Beitragssatz zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung nimmt ab dem Jahr 2022 kräftig zu – und zwar, 
obwohl weitere Leistungsausweitungen – wie beispiels-
weise eine Lebensleistungsrente – nicht berücksichtigt 
sind und das Rentenniveau gemäß dem heute geltenden 

1 Vgl. Ferdinand Fichtner et al. (2016): Deutsche Wirtschaft bleibt trotz 
schwächerem Beschäftigungsaufbau auf Kurs, DIW Wochenbericht Nr. 50. 

Öffentliche Finanzen bis 2025:  
Nur auf den ersten Blick günstig
Von Kristina van Deuverden

Die derzeit hohen Überschüsse in den öffentlichen Haushalten 
werden deutlich zurückgehen: Bereits im kommenden Jahr sinkt der 
Finanzierungssaldo von 26 Milliarden auf vier Milliarden; im Jahr 
2018 werden die öffentlichen Haushalte mit einem leichten Defizit 
abschließen. In der mittleren und längeren Frist hellt sich die Lage 
zwar wieder auf und es sind Überschüsse zu erwarten, diese – auf 
den ersten Blick positive – mittelfristige Perspektive ist allerdings 
teuer erkauft: Die Finanzlage zwingt die gesetzlichen Krankenver-
sicherungen und später auch die gesetzliche Rentenversicherung 
zu kräftigen Anhebungen bei den Beitragssätzen. Der kumulierte 
Beitragssatz steigt von heute 39,65 Prozent auf 43 ½ Prozent im 
Jahr 2025. Dabei hat die Alterung der Bevölkerung im Projektions-
zeitraum gerade erst begonnen, ihre Spuren in den Haushalten 
zu hinterlassen, und die Sozialversicherungen werden zunehmend 
unter Druck geraten. Eine Dämpfung der Kostenentwicklung im 
Gesundheitswesen oder eine Finanzierung versicherungsfremder 
Leistungen durch Steuern können dem entgegenwirken. Mit Blick 
auf die aktuelle Haushaltslage heißt dies aber auch: Für weitere 
Leistungsausweitungen bei den Sozialkassen oder Wahlgeschenke 
bei den Steuern ist kein Geld da. 
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als es vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Ent-
wicklung zu erwarten gewesen wäre. Dies lag vor allem 
an den Vorauszahlungen. Damit dürften die Nachzah-
lungen in den kommenden Jahren eher schwach ausfal-
len. Erst in der mittleren Frist, wenn die Dynamik der 
Gewinnentwicklung etwas zunimmt, werden auch die 
Gewinnsteuereinnahmen wieder etwas stärker zulegen.4 

Die Entwicklung der Einnahmen aus indirekten Steuern 
wird vor allem von den Steuern vom Umsatz determi-
niert. Letztere konnten in den vergangenen Jahren da-
von profitieren, dass die wirtschaftliche Entwicklung vor 
allem durch die inländische Nachfrage getrieben wurde. 
Der nominale private Konsum wird in den kommenden 
Jahren weiterhin kräftig ausgeweitet und mit ihm expan-
dieren die Steuern vom Umsatz. 

Die Sozialbeiträge werden im Projektionszeitraum mit 
hoher Dynamik zulegen. Ihre Entwicklung wird zwar 
durch den nunmehr moderateren Beschäftigungsauf-
bau gedämpft; dem stehen aber – neben spürbaren Lohn-
zuwächsen – kräftige Erhöhungen bei den Beitragssät-
zen gegenüber. Zu Beginn des laufenden Jahres wurde 
der durchschnittliche Beitragssatz bei der gesetzlichen 
Krankenversicherung angehoben, im kommenden Jahr 
steigt der Zusatzbeitrag zur sozialen Pflegeversicherung. 
Während des Projektionszeitraums wird der Finanzie-
rungsspielraum der gesetzlichen Krankenkassen sich 
wiederholt einengen, so dass sie – auch getrieben durch 
die Kostenentwicklung im Gesundheitsbereich – ihren 
Zusatzbeitrag immer wieder anheben müssen. Ab dem 
Jahr 2022 dürfte der Beitragssatz zur gesetzlichen Ren-
tenversicherung kräftig zulegen. Alles in allem wird der 

4  Bis einschließlich 2017 können bei der Körperschaftsteuer Altkapitaler-
stattungen vorgenommen werden. Mit dem Wegfall dieser Erstattungen werden 
die Körperschaftsteuereinnahmen im Jahr 2018 kräftig zulegen. 

Recht weiter abschmilzt. Auch die gesetzlichen Kran-
kenversicherungen werden ab dem Jahr 2018 dazu ge-
zwungen sein, wiederholt den Zusatzbeitrag anzuheben.  

Einnahmen steigen kräftig aber … 

Die Einnahmen des Staates expandieren nach wie vor 
deutlich, eine kräftige Dynamik wie in den vergangenen 
Jahren ist aber nicht mehr zu beobachten (vgl. Tabelle 1). 
Dies gilt insbesondere für die Steuereinnahmen. Dazu 
trägt bei, dass, wenn auch weiterhin Beschäftigung auf-
gebaut wird, dieser Aufbau seit dem Sommer 2016 an 
Tempo verloren hat und auch in den kommenden Jah-
ren hinter der Expansion in den vergangenen Jahren 
zurückbleiben wird. Daher verläuft die Lohnsteuerent-
wicklung etwas gedämpft, auch wenn die Löhne weiter-
hin spürbar zunehmen. Zudem werden in den Jahren 
2016 bis 2018 jeweils Grund- und Kinderfreibetrag an-
gehoben (vgl. Kasten/Tabelle 2) und auch für den wei-
teren Projektionszeitraum werden solche Erhöhungen 
angenommen.2 

Die Gewinnsteuern sind im Jahr 2016 sehr kräftig ge-
stiegen; im weiteren Verlauf dürfte ihre Entwicklung 
an Tempo einbüßen – insbesondere im kommenden 
Jahr. Dann dürften die Gewinne nur verhalten zuneh-
men und damit auch die auf diese Einkommen zu zah-
lenden Steuern.3 Hinzu kommt, dass das Aufkommen 
bei der veranlagten Einkommensteuer und der Körper-
schaftsteuer im Jahr 2016 deutlich stärker gestiegen ist, 

2  In Deutschland besteht ein verfassungsmäßiges Gebot, das Existenzmini-
mum steuerfrei zu stellen, wozu die Freibeträge des Steuerpflichtigen und 
etwaiger Kinder angepasst werden. 

3  Die Entwicklung der kassenmäßigen Steuereinnahmen dürfte gegenüber 
den in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) berichteten Steuer-
einnahmen durch die Folgen von Gerichtsurteilen im Prognosezeitraum deutlich 
gedämpft werden.

Tabelle 1

Veränderung ausgewählter Kennziffern der Einnahmenseite1

In Prozent

2015 2016 2017 2018 2015/20112 2020/20162 2025/2021

Einnahmen insgesamt 3,8 4,0 2,0 3,0 2 ¾ 2 ¼ 3 ¼

Darunter:

Steuern 4,7 4,5 1,3 3 3 ¼ 2    2 ½
Einkommen- und Vermögensteuern 5,3 6,8 0,4 3,7 4 ½ 2 ¼ 3 ¼
Produktions- und Importabgaben 4,0 1,9 2,4 2,1 2 1 ¾ 1 ¾

Sozialbeiträge 3,9 4 3,6 3,5 2 ½ 3    4 ½

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
2 Durchschnittliche Entwicklung
In der Projektion sind die Vorausschätzungen in der mittleren Frist auf ¼-Prozentpunkte gerundet.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016
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kumulierte Beitragssatz zu den Sozialversicherungen 
von 39,65 im Jahr 2016 wohl auf 43 ½ Prozent im Jahr 
2025 steigen. Aufgrund der starken Beitragssatzanhe-
bungen werden die Sozialbeiträge im späteren Progno-
sezeitraum mit jahressdurchschnittlich viereinhalb Pro-
zent zunehmen, in einzelnen Jahren beträgt dieser Zu-
wachs sogar knapp sechs Prozent. 

Die übrigen Einnahmen des Staates nehmen im laufen-
den Jahr spürbar zu. Zwar war der zu Beginn dieses Jahres 
an den Fiskus überwiesene Bundesbankgewinn niedrig. 
Dies konnte aber durch die auch in diesem Jahr nochmals 
dynamisch zunehmenden Erbschaftsteuereinnahmen – 
die in Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen (VGR) als empfangene Vermögenstransfers 
berichtet werden – mehr als ausgeglichen werden. Die 
Erbschafsteuereinnahmen dürften nach Auslaufen der 
Vorzieheffekte in den Jahren 2017 und 2018 kräftig zu-
rückgehen.5 Im Jahr 2017 wird zudem die an den Bund 
abzuführende Bahndividende dauerhaft auf 0,5 Milliar-
den Euro gesenkt. Die übrigen Einnahmen des Staates 
werden daher nur verhalten zunehmen, auch wenn der 
im kommenden Jahr vereinnahmte Bundesbankgewinn 
wieder höher liegen dürfte. Im weiteren Projektionszeit-
raum, wenn die in der kurzen Frist dämpfenden Fakto-
ren entfallen, werden sie etwas stärker zulegen.6 

Alles in allem werden die Einnahmen des Staates damit 
im Jahr 2016 um 4,1 Prozent steigen. Im kommenden 
Jahr expandieren sie lediglich um zwei Prozent und im 
Jahr 2018 um drei Prozent. In den Jahren 2016 bis 2020 
werden sie um jahresdurchschnittlich 2 ¼ Prozent zu-
legen und in den Jahren 2021 bis 2025 um jahresdurch-
schnittlich dreieinhalb Prozent. 

… Ausgaben nehmen stärker zu

Die Ausgaben des Staates nehmen ebenfalls deutlich zu 
(vgl. Tabelle 3). Insbesondere im Jahr 2016 ist dies auch 
durch Mehrausgaben aufgrund der starken Flüchtlings-
migration im vergangenen Jahr bedingt. Deshalb – aber 
auch weil Ausgabespielräume bestehen – steigen die Vor-
leistungskäufe im laufenden Jahr kräftig. Bei weiterhin 
guter Haushaltslage und den zusätzlich vom Bund bereit-
gestellten Mitteln für die Sanierung von Schulen, werden 
die Vorleistungen im weiteren Prognosezeitraum deut-
lich, aber mit etwas geringerem Tempo als zuletzt, zule-

5  In Erwartung eines Urteils waren viele Schenkungen in das Jahr 2014 
vorgezogen worden, so dass die Einnahmen aus der Erbschaft- und Schenkung-
steuer seit dem 2014 kräftig expandieren.

6  Aufgrund der „status quo“-Annahme ist in dieser Projektion unterstellt, 
dass die im Zuge des zweiten Rettungspaketes für Griechenland bereitgestell-
ten Kredite gemäß den geltenden internationalen Abkommen ab dem Jahr 
2022 zu Zinseinnahmen führen werden. 

Tabelle 2

Finanzpolitische Maßnahmen1

Haushaltsentlastungen (+) und Haushaltsbelastungen (−) in Milliarden Euro 
 gegenüber 2015

2016 2017 2018

Alterseinkünftegesetz –1,2 –2,5 –3,8

Erhöhung des Kindergeldes, des Grundfreibetrags und 
des  Kinderfreibetrags in den Jahren 2015 und 2016

–4,6 –4,4 –4,7

Erhöhung des Kindergeldes, des Grundfreibetrags und 
des Kinderfreibetrags in den Jahren 2017 und 2018

–2,1 –5,4

Altkapitalerstattungen2 2,3

Wegfall der Kernbrennstoffsteuer –0,4 –0,4

Sonstige steuerliche Maßnahmen3 –0,2 –0,3 –0,3

Ausweitung der LkW-Maut 0,3 0,3 0,3

zusätzliche Mittel für investive Beschaffungen4 –2,6 –2,0 –2,0

zusätzliche Finanzmittel für die Deutsche Bahn AG5 –1,0 –1,4 –0,5

Förderung des Breitbandausbaus –0,4 –0,6 –0,1

Föderung des sozialen Wohnens6 –0,8 –1,2 –1,2

Prämie beim Kauf von Elektro- und Hybridfahrzeugen durch den Bund –0,1 –0,3 –0,3

Mehrausgaben bei der Inneren und Äußeren Sicherheit –2,7 –3,1

zusätzliche Sozialleistungen7 –2,1 –2,0 –1,7

Senkung der Insolvenzgeldumlage zum 01.01.2016 
um 0,03 Prozentpunkte

–0,4 –0,4

Rentenangleichung Ost von 2018 bis 2024 –0,3

Erhöhung des Beitragssatzes zur Pflegeversicherung zum 01.01.2017 
um 0,2 Prozentpunkte

2,6 2,7

2. Pflegeverstärkungsgesetz –4,8 –4,8

Erhöhung des Zusatzbeitrags zur Gesetzlichen Krankenversicherung 
zum 01.01.2016 um 0,2 Prozentpunkte und um 0,1 Prozentpunkt 
zum 01.01.2018

2,2 2,2 3,3

Krankenhausstrukturgesetz –0,4 –0,7 –0,8

sonstige Maßnahmen bei den Sozialversicherungen8 –0,7 –0,1 –0,1

Gesetz zur Stärkung der Arzneimittelversorgung in der gesetzlichen 
Krankenversicherung

–1,5

Honorarerhöhung bei niedergelassenen Ärzten –0,6 –1,3 –2,1

Insgesamt –10,7 –22,0 –25,1

in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt in Prozent –0,3 –0,7 –0,8

1 Ohne makroökonomische Rückwirkungen, ohne Maßnahmen im Zusammenhang mit der Banken- und 
EU-Schuldenkrise.
2 Nach dem Übergang vom Anrechnungs- zum Teileinkünfteverfahren bestand für einen Zeitraum von zehn 
Jahren die Möglichkeit bei der Ausschüttung von Altkapital Steuerrückerstattungen geltend zu machen. 
Dieser Zeitraum endet Ende 2017.
3 Abschaffung der Eigenheimzulage, Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz, Erhöhung des Grundfreibetrags 
2013, steuerliche Förderung der Elektromobilität, Jahressteuergesetz 2015; Gesetz zur Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes zur Erhöhung des Lohnsteuerbeibehalts in der Seeschifffahrt, Investmentsteuerreformge-
setz, Gesetz zum Abkommen vom 28. März zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
China zur Vermeidung von Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkürzung auf dem Gebiet 
der Steuern vom Einkommen und Vermögen vom 22. Dezember 2015; BMF-Schreiben vom 28. September 
2016 zur Umsatzsteuerbefreeiung bei der Abgabe von Zytostatika.
4  Zusätzliche Verkehrsinfrastrukturausgaben des Bundes, zusätzliche investive Ausgaben finanzschwacher 
Kommunen mittels Förderung durch Bundessondervermögen, Aufstockung der Kita-Ausgaben sowie der 
Mittel für die außeruniversitäre Forschung aufgrund des Koalitionsvertrages; Maßnahmen gemäß Finanz-
planung 2017.
5 Verringerung der Bahndividende und Aufstockung des Eigenkapitals der Deutschen Bahn.
6 Förderung des sozialen Wohnungsbaus, Wohnungsbauprogramm zugunsten sozialer Brennpunkte, zusätz-
liche Bundesmittel für den Bereich „soziale Stadt“.
7 Erhöhung der BAföG-Leistungen, Änderungen beim Wohngeld, Unterhaltsvorschussgesetz, Mehrausgeben 
in Zusammenhang mit Eingliederungsmaßnahmen u.a., Integrationsgesetz.
8 Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsförderung und der Prävention, GKV-Versorgungsstärkungsgesetz, 
Hospiz- und Palliativgesetz.

Quellen: BMF; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016
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gen.7 Die flüchtlingsbedingte Zuwanderung lässt auch 
die sozialen Sachleistungen zunehmen. Im kommen-
den Jahr steigen diese Ausgaben zudem, weil merkliche 
Leistungsausweitungen in der Pflegeversicherung be-
schlossen worden sind, und auch im Krankenhausbe-
reich kommt es zu Mehrausgaben. Dabei ist die den so-
zialen Sachleistungen zugrundeliegende, kostengetriebe-
ne Grunddynamik ohnehin hoch. Dies liegt auch daran, 

7  Im Nachtragshaushalt des Bundes für das Jahr 2016 wurden weitere 
Mittel für das Sondervermögen zur Förderung von Investitionen in finanzschwa-
chen Kommunen bereitgestellt. Diese Mittel sollen für die Sanierung von Schul-
gebäuden verwendet werden. 

dass die Ausgaben im Gesundheitswesen sowohl durch 
den medizinischen Fortschritt als auch die alternde Be-
völkerung getrieben werden. Aufgrund der demografi-
schen Entwicklung werden die sozialen Sachleistungen 
am Ende des Projektionszeitraums daher nochmals an 
Dynamik zulegen.8 Die Arbeitnehmerentgelte des Staates 

8  In den vergangenen Jahren ist der Anstieg der sozialen Sachleistungen 
dadurch gedämpft worden, dass mit dem sogenannten „Preismoratorium“ die 
Preise für ansonsten nicht regulierte Medikamente auf dem Stand des Jahres 
2009 eingefroren worden waren. Diese Regelung dürfte bis zum Jahr 2022 
verlängert werden, ab dem Jahr 2018 wird allerdings ein Inflationsausgleich 
gewährt, so dass die Ausgabendynamik dann höher sein wird. Wie sich das 
Urteil des EuGH vom 19. Oktober 2016 hinsichtlich der Wettbewerbswidrigkeit 

Kasten

Finanzpolitische Annahmen 

Die finanzpolitischen Annahmen, die dieser Projektion zugrunde 

liegen, basieren in der kurzen Frist – wie für Konjunkturprogno-

sen üblich – auf bereits beschlossenen Maßnahmen oder auf 

Maßnahmen, die hinreichend konkret sind und von der Politik in 

den kommenden Wochen beschlossen werden dürften. 

Unter diesen Annahmen ist die Finanzpolitik in der kurzen 

Frist leicht expansiv ausgerichtet (vgl. Tabelle 2 diskretionäre 

Maßnahmen). Auf der steuerlichen Seite entlastet weiterhin 

der Übergang zu einer nachgelagerten Besteuerung bei Alters-

einkünften. Zudem werden bei der Einkommensbesteuerung in 

allen Jahren des Kurzfristzeitraums Grund- und Kinderfreibetrag 

erhöht. Außerdem wird das Kindergeld angehoben. Auf der Aus-

gabenseite sind zusätzliche Mittel für investive Verwendungen, 

wie die Mehrausgaben für Verkehrsinfrastruktur oder Finanzhil-

fen zur Förderung des sozialen Wohnens, bereitgestellt worden; 

auch wurden zusätzliche Mittel für soziale Belange, beispielswei-

se Eingliederungshilfen, beschlossen. Bei den Sozialversicherun-

gen werden Leistungen bei der Pflegeversicherung ausgeweitet 

und es sind expansive Maßnahmen im Krankenhausbereich 

sowie bei der Arzneimittelversorgung beschlossen worden. Den 

expansiven Impulsen bei den Sozialkassen stehen allerdings 

restriktive Impulse wie die Erhöhung des durchschnittlichen 

Zusatzbeitrages in der gesetzlichen Krankenversicherung in den 

Jahren 2016 und 2018 und die Anhebung des Beitragssatzes 

zur sozialen Pflegeversicherung entgegen. Alles in allem beläuft 

sich der fiskalische Impuls im Jahr 2016 auf –0,3 Prozent und 

im Jahr 2017 auf –0,4 Prozent; im Jahr 2018 liegt er dann nur 

noch bei 0,1 Prozent. 

Für die mittelfristige Projektion der öffentlichen Finanzen ist 

unterstellt, dass das geltende Recht Bestand hat („status quo“-

Annahme). Die geltende Rechtslage kann bedeuten, dass einige 

Parameter im Projektionszeitraum angepasst werden müssen. 

Solche Anpassungen können klar geregelt sein. Beispielsweise 

lässt sich mit der geltenden Rentenformel nicht nur die  jähr-

liche Rentenanpassung zur Jahresmitte bestimmen; auch eine 

Senkung oder Anhebung des Beitragssatzes lässt sich aus der 

wirtschaftlichen Projektion ableiten. 

Andere gesetzliche Regelungen sind schwieriger, in der Pro-

jektion zu berücksichtigten. So gebietet die Verfassung, dass 

das Existenzminimum steuerfrei zu stellen ist. Die Regierung 

ist verpflichtet, alle zwei Jahre einen Existenzminimumbericht 

vorzulegen, der die Höhe des Existenzminimums festlegt. Auf 

dieser Grundlage wird sie im Projektionszeitraum immer wieder 

den Grund- und den Kinderfreibetrag anpassen müssen. Solche 

verfassungsmäßig gebotenen Änderungen sind in der Projektion 

berücksichtigt. Hingegen ist nicht unterstellt, dass die Erhöhung 

des Kinderfreibetrags mit einer Erhöhung des Kindergelds ein-

hergeht, denn hierzu besteht kein gesetzliches Gebot. Aus politi-

schen Gründen ist es allerdings wenig wahrscheinlich, dass das 

Kindergeld wesentlich hinter dem Kinderfreibetrag zurückbleibt. 

Politische Vorhaben, die hinreichend konkret sind, wie die vor 

kurzem angekündigte Angleichung der Renten in Ost- und West-

deutschland, sind in dieser Projektion eingestellt. Pläne hin-

gegen, die bisher wenig konkret sind, wie die Einführung einer 

Lebensleistungsrente, werden nicht berücksichtigt. Gleiches gilt 

für die Einführung einer PKW-Maut, für die zwar mittlerweile 

eine Zustimmung der EU-Kommission vorliegt, deren genaue 

Ausgestaltung aber noch unklar ist – zumal in Zusammenhang 

mit ihrer Einführung Änderungen bei der Kraftfahrzeugsteuer 

verbunden sein dürften. 

Bei disponiblen Ausgaben, beispielsweise bei den Investitionen, 

wird die derzeit geltende Finanzplanung zu Grunde gelegt; dies 

bedeutet allerdings, dass Mehrausgaben, die für die laufende 

Legislaturperiode beschlossen worden sind, danach wieder ent-

fallen. 
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Tabelle 3

Veränderung ausgewählter Kennziffern der Ausgabenseite1

In Prozent

2015 2016 2017 2018 2015/20112 2020/20162 2025/20212

Ausgaben insgesamt 2,7 3,8 3,7 3,4 2    2 ¾ 3    

Darunter:

Arbeitnehmerentgelte 2,0 3,1 2,9 2,0 1 ¾ 2    2 ½
Vorleistungen 3,9 7,3 3,5 2,0 2 ½ 2 ¼ 2 ¼
Soziale Sachleistungen 5,2 6,8 6,4 5,5 3 ¾ 4 ½ 5    

Monetäre Sachleistungen 4,1 2,7 4,3 2,8 2    2 ½ 3    

Sonstige Transfers 4,1 1,5 –0,2 8,4 8    2 ¼ 1 ¾

Subventionen 5,8 –6,1 11,7 1,8 0    3 ¼ 1 ½

Geleistete Vermögenstransfers –20,2 10,7 –6,0 –4,7 –3 ½ –1 ½ 1 ½

Bruttoinvestitionen 5,4 6,0 7,9 1,9 1    2 ½ 1 ¼

Zinsausgaben –9,1 –7,0 –4,1 –0,3 –7    – ¾  ¾

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
2 Durchschnittliche Entwicklung
In der Projektion sind die Vorausschätzungen in der mittleren Frist auf ¼-Prozentpunkte gerundet. Abweichungen durch Rundung möglich.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016

der ersten Jahreshälfte die hohe Rentenanpassung aus 
dem Vorjahr nach, das Arbeitslosengeld II wird deutli-
cher angehoben als in anderen Jahren11 und das Kinder-
geld wird nochmals erhöht. In den weiteren Jahren des 
Projektionszeitraums werden die monetären Sozialleis-
tungen vor allem durch die Entwicklung der Rentenaus-
gaben sowie der zurückgehenden Zahl von arbeitslosen 
HilfeempfängerInnen bestimmt.12 

Die Entwicklung der sonstigen Transferzahlungen wird 
vor allem durch die an die EU abzuführenden Eigenmit-
tel bestimmt. Im Jahr 2017 gehen diese leicht zurück und 
nehmen im weiteren Projektionszeitraum stetig zu.13 

Die Bauinvestitionen des Staates steigen im Jahr 2016 
kräftig. Insgesamt gesehen ist die Haushaltslage bei den 
Gemeinden, die für den größten Teil der Bauinvestitio-
nen verantwortlich sind, gut. Dazu trägt auch bei, dass 
der Bund den Kommunen immer mehr Mittel zur Ver-

11  Die Regelsätze beim Arbeitslosengeld II werden auf Grundlage der Ein-
kommen- und Verbrauchstichprobe (EVS) des Statistischen Bundesamtes festge-
setzt; diese wurde aktualisiert und signalisiert einen erheblich stärkeren Preisan-
stieg als bisher zugrunde gelegt.

12  Weitere Anhebungen des Kindergeldes sind in dieser Projektion nicht 
unterstellt, denn sie sind gesetzlich nicht zwingend vorgeschrieben. 

13  Die von Deutschland an die EU abzuführenden Eigenmittel werden durch 
den geltenden Finanzrahmen der EU (zurzeit 2014 – 2020) sowie den zu leis-
tenden Finanzierungsanteil der einzelnen Mitgliedsländer bestimmt. Letzterer 
hängt unter anderem von der relativen Wirtschaftskraft der einzelnen Länder 
ab. Dieses Gefüge wird sich nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs 
deutlich ändern. Im späteren Verlauf des Projektionszeitraums wird zudem ein 
neuer Finanzrahmen gelten. Diese Auswirkungen sind kaum abzuschätzen. In 
dieser Projektion ist daher unterstellt, dass die heutigen Rahmenbedingungen 
weiter gelten. 

expandieren im Jahr 2016 ebenfalls merklich. Zum einen 
wird die Beschäftigung im öffentlichen Sektor aufgebaut; 
dies ist auch eine Folge der Flüchtlingsmigration. Zum 
anderen sind die von Bund und Ländern ausgehandelten 
Tarifanpassungen in den Jahren 2016 und 2017 spürbar. 
Für den weiteren Projektionszeitraum ist unterstellt, dass 
die Tarifabschlüsse im öffentlichen Dienst nicht hinter 
der gesamtwirtschaftlichen Lohnentwicklung zurückblei-
ben, so dass die Arbeitnehmerentgelte auch in der mitt-
leren Frist merklich zulegen werden. 

Die monetären Sozialleistungen nehmen im laufenden 
Jahr relativ verhalten zu. Dabei führte die Flüchtlings-
migration des Vorjahres für sich genommen zu einem 
deutlichen Anstieg der Transferausgaben9 und die Ren-
tenanpassung zur Jahresmitte 2016 war außergewöhn-
lich hoch.10 Zudem wurde zu Beginn des Jahres das Kin-
dergeld nochmals angehoben. Die Ausgaben der Arbeits-
losenversicherung gehen allerdings wegen einer nach 
wie vor rückläufigen Zahl an LeistungsempfängerInnen 
deutlich zurück. Diese Rückgänge dürften nun etwas 
nachlassen. Im weiteren Verlauf werden die monetären 
Sozialleistungen stärker zulegen: Im Jahr 2017 wirkt in 

der in Deutschland geltenden Preisbindung rezeptpflichtiger Medikamente 
auswirken wird, ist noch unklar.

9  Zum methodischen Vorgehen bei der Abschätzung der flüchtlingsbeding-
ten Ausgaben vgl. Kristina van Deuverden (2015): Haushaltsspielräume werden 
enger – umso wichtiger sind jetzt richtige Ausgabeentscheidungen, DIW Wo-
chenbericht Nr. 51+52, 1220f. 

10  Durch die methodischen Änderungen in den VGR fiel die Rentenanpas-
sung, die sich vorläufig an der volkswirtschaftlichen Bruttolohnentwicklung 
orientiert, im Jahr 2015 gemessen an der Entwicklung der versicherungspflichti-
gen Entgelte zu gering aus. Dies wurde zur Jahresmitte 2016 nachgeholt.
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diglich im Zuge der notwendigen Refinanzierung von 
Anlagen die Zinsausgaben des Staates steigen lassen 
wird, werden die Ausgaben für den Schuldendienst bei 
weiterhin sinkendem Schuldenstand ab dem Jahr 2018 
wohl langsam zunehmen. Dazu trägt auch bei, dass die 
Unsicherheiten in der mittleren Frist zurückgehen und 
die Anleger nicht länger auf der Suche nach sicheren 
Anlagen negative Renditen für deutsche Staatspapiere 
in Kauf nehmen.  

Die Subventionen dürften über den Projektionszeitraum 
etwas zunehmen. In den kommenden zwei Jahren wird 
beispielsweise der Kauf von Elektro- und Hybridfahr-
zeugen gefördert. Alles in allem dürfte die Dynamik je-
doch gedämpfter verlaufen als in den vergangenen Jah-
ren, in denen die Energiewende vermehrt Subventions-
tatbestände begründete. 

Die geleisteten Vermögenstransfers nehmen im Jahr 
2016 ebenfalls kräftig zu. Aufgrund des – auch wegen 
der Zuwanderung – hohen Bedarfs an günstigem Wohn-
raum sind zusätzliche Mittel für den sozialen Wohnungs-
bau und den Stadtumbau bereitgestellt worden. Auch 
hat der Bund beschlossen, das Eigenkapital der Deut-
schen Bahn zu erhöhen. In der ersten Jahreshälfte wur-
den außerdem Garantien in Zusammenhang mit Aus-
gliederungen bei der HSH Nordbank defizitwirksam.15 
Mit dem Wegfall dieses Sondereffekts werden die geleis-
teten Vermögenstransfers im Jahr 2017 rückläufig sein, 
auch wenn eine weitere Eigenkapitalerhöhung bei der 
Deutschen Bahn beschlossen ist. Für das Jahr 2018 ge-

15  Etwaige Entschädigungen der Stromkonzerne EON, RWE und Vattenfall 
infolge des Urteils des BVerfG vom 6. Dezember 2016 sind in dieser Projektion 
nicht berücksichtigt. 

fügung stellt. Mit der Gründung des Sondervermögens 
zur Förderung von Investitionen in finanzschwachen 
Kommunen wird zudem das Geld in jene Gemeinden 
geleitet, bei denen sich hoher Investitionsbedarf aufge-
staut haben dürfte. Der Bund hat in den vergangenen 
Jahren außerdem Mehrausgaben für Verkehrsinvestitio-
nen oder den Ausbau von Kindertagesstätten beschlos-
sen. Diese Programme lassen die Investitionen derzeit 
noch kräftig zulegen. Mit dem Wegfall der zusätzlichen 
Mittel werden die Bauinvestitionen – gemäß dem in die-
ser Projektion unterstellten Status quo – aber nur noch 
verhalten zunehmen. Die Investitionen in Ausrüstungen 
werden demgegenüber in den kommenden Jahren auch 
weiterhin eine hohe Dynamik aufweisen. Dies liegt ins-
besondere daran, dass die Ausgaben für die äußere Si-
cherheit deutlich erhöht worden sind. 

Wie in den vergangenen Jahren gehen die Ausgaben des 
Staates für Zinsen auch im laufenden Jahr nochmals 
merklich zurück. Dies liegt insbesondere daran, dass 
die bei Neuemissionen realisierten Agios mit beträcht-
lichen Zinsersparnissen einhergingen. Diese Agios wer-
den die Zinsausgaben auch noch in den kommenden 
Jahren entlasten.14 Im Jahr 2017 dürften die Zinsausga-
ben bei nach wie vor relativ niedrigem Zinsniveau noch-
mals zurückgehen; dazu trägt auch der sinkende Schul-
denstand bei. Auch wenn die Zinsen in den folgenden 
Jahren nur langsam zunehmen und dieser Anstieg le-

14  In Abgrenzung der VGR entlasten die Agios im laufenden Jahr um ca. 
eine Milliarde Euro. Im Gegensatz dazu sind die öffentlichen Kassen im laufen-
den Jahr in finanzstatistischer Abgrenzung um fünfeinhalb Milliarden Euro 
entlastet worden. Zu den Unterschieden und der zeitlichen Verteilung solcher 
Effekte vgl. Ferdinand Fichtner et al. (2016): Deutsche Wirtschaft: Aufwärts-
trend setzt sich fort, Brexit dämpft – Herbstgrundlinien 2016, DIW Wochenbe-
richt Nr. 36, 798ff.

Tabelle 4

Struktur der öffentlichen Ausgaben in der mittleren Frist1

Anteile in Prozent

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

Ausgaben insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 100

Arbeitnehmerentgelte 16 ¾ 16 ½ 16 ½ 16 ½ 16 ½ 16 ¼ 16 ¼ 16    

Vorleistungen 10 ½ 10 ½ 10 ½ 10 ½ 10 ½ 10 ¼ 10 ¼ 10    
Soziale Sachleistungen 20 ½ 20 ¾ 21 ¼ 21 ½ 22    22 ½ 23 ¼ 23 ¾
Monetäre Sachleistungen 35    35    35    35    35    35    34 ¾ 34 ¾
Subventionen 2    2    2    2    2    1 ¾ 1 ¾ 1 ¾

Bruttoinvestitionen 5    5    5    4 ¾ 4 ¾ 4 ½ 4 ½ 4 ½

Zinsausgaben 2 ¾ 2 ¾ 2 ¾ 2 ½ 2 ½ 2 ½ 2 ½ 2 ½

Sonstige 7 ½ 7 ½ 7 ¼ 7 ¼ 7    7    7    6 ¾

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
In der Projektion sind die Vorausschätzungen in der mittleren Frist auf ¼-Prozentpunkte gerundet.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016
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Während des Projektionszeitraums ändert die Struktur 
der Ausgaben sich nur wenig (vgl. Tabelle 4). Allerdings 
nehmen die Ausgaben für soziale Sachleistungen zu und 
die für Bruttoinvestitionen gehen, nach dem Auslaufen 
der zusätzlich bereitgestellten Mittel, wieder zurück. 

Überschüsse nur dank Beitragssatzerhöhungen

Der Finanzierungssaldo wird im Jahr 2016 26 Milliarden 
Euro oder 0,8 Prozent in Relation zum nominalen Brut-
toinlandsprodukt betragen. Im kommenden Jahr geht 
dieser Überschuss auf vier Milliarden Euro oder 0,1 Pro-
zent zurück. Im Jahr 2018 ist er leicht negativ und liegt 
bei -1,2 Milliarden Euro. In den folgenden Jahren werden 
die Überschüsse in den öffentlichen Haushalten wieder 
zunehmen. Während die Gebietskörperschaften über den 

ausgaben dadurch um 0,5 Milliarden Euro verringert. Im Prognosezeitraum 
mindern sie die Ausgaben im Jahr 2017 um 3,8 Milliarden Euro und im Jahr 
2018 um 0,2 Milliarden Euro. Im Jahr 2019 werden dann noch einmal 0,6 
Milliarden Euro ausgabenmindernd verbucht.  

hen, wenn keine weitere Zuführung mehr erfolgt, die ge-
leisteten Vermögenstransfers nochmals zurück. In den 
restlichen Jahren des Projektionszeitraums dürften sie 
– nach Auslaufen der zusätzlichen Mittel zur Förderung 
des sozialen Wohnens – verhalten zulegen. 

Alles in allem werden die Ausgaben des Staates im Jahr 
2016 um 3,8 Prozent steigen, im kommenden Jahr um 
3,7 Prozent und im Jahr 2018 um 3,4 Prozent. In den 
Jahren 2016 bis 2020 werden sie um jahresdurchschnitt-
lich 2 ¾ Prozent expandieren und in den Jahren 2021 bis 
2025 um jahresdurchschnittlich drei Prozent. Dabei wird 
die Entwicklung allerdings dadurch verzerrt, dass im Jahr 
2015 erzielte Erlöse aus der Versteigerung von Funkfre-
quenzen in einzelnen Jahren des Projektionszeitraums 
als negative Ausgaben berichtet werden.16 

16  Im vergangenen Jahr hat der Staat Einnahmen aus der Versteigerung von 
Funkfrequenzen in Höhe von insgesamt 5,1 Milliarden Euro erzielt. Diese wer-
den in den VGR zum einen als negative Ausgabe gebucht. Zudem werden sie 
zeitlich auf die Jahre 2015 bis 2019 verteilt: Im Jahr 2015 wurden die Staats-

Tabelle 5

Ausgewählte finanzwirtschaftliche Indikatoren1 2000 bis 2018
In Prozent des nominalen Bruttoinlandsprodukts

Staatseinnahmen Staatsausgaben

Finanzierungs
saldo

nachrichtlich: 
Zinssteuer

quote2

 Schuldenstand 
nach 

 Maastrichtinsgesamt
darunter:

insgesamt
darunter:

Steuern Sozial beiträge Zinsausgaben
Brutto

investitionen

20003 45,6 23,2 18,1 47,1 3,1 2,3 –1,5 13,5 58,9

2001 43,8 21,4 17,8 46,9 3,0 2,3 –3,1 14,0 57,7

2002 43,3 21,0 17,8 47,3 2,9 2,2 –3,9 14,1 59,4

2003 43,6 21,1 18,0 47,8 2,9 2,1 –4,2 13,8 63,1

2004 42,6 20,6 17,6 46,3 2,8 1,9 –3,7 13,5 64,8

2005 42,8 20,8 17,4 46,2 2,7 1,9 –3,4 13,2 67,0

2006 43,0 21,6 16,9 44,7 2,7 2,0 –1,7 12,5 66,5

2007 43,0 22,4 16,1 42,8 2,7 1,9 0,2 11,9 63,7

2008 43,4 22,7 16,1 43,6 2,7 2,1 –0,2 11,8 65,1

2009 44,3 22,4 16,9 47,6 2,6 2,4 –3,2 11,8 72,6

20104 43,0 21,4 16,5 47,4 2,5 2,3 –4,4 11,6 81,0

2011 43,8 22,0 16,4 44,7 2,5 2,3 –1,0 11,4 78,7

2012 44,2 22,5 16,5 44,3 2,3 2,2 0,0 10,2 79,9

2013 44,5 22,9 16,5 44,7 2,0 2,1 –0,2 8,7 77,5

2014 44,7 22,9 16,5 44,4 1,8 2,1 0,3 7,8 74,9

20155 44,7 23,1 16,5 44,0 1,6 2,1 0,7 6,8 71,2

2016 45,1 23,4 16,6 44,2 1,4 2,2 0,8 6,0 68,6

20176 44,8 23,0 16,8 44,8 1,3 2,3 0,2 5,7 66,0

20187 44,7 23,0 16,8 44,8 1,3 2,3 0,0 5,5 63,9

1 In der Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen.
2 Zinsausgaben des Staates in Relation zum Steueraufkommen.
3 Ohne Erlöse aus der Versteigerung von UMTS-Lizenzen (50,8 Milliarden Euro).
4 Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Mobilfunklizenzen (4,4 Milliarden Euro).
5 Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Funkfrezenzen (0,5 Milliarden Euro).
6 Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Funkfrezenzen (3,8 Milliarden Euro).
7 Ohne Erlöse aus der Versteigerung der Funkfrezenzen (0,2 Milliarden Euro).

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin; ab 2016: Prognose des DIW Berlin.
© DIW Berlin 2016
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danach immer mehr dem Wirtschaftswachstum geschul-
det und wird seit einigen Jahren zunehmend dadurch be-
günstigt, dass die öffentlichen Haushalte mit Überschüs-
sen abschließen. Die günstige Finanzlage der öffentli-
chen Haushalte insgesamt wird die Schuldenstandsquote 
im Projektionszeitraum weiter zurückgehen lassen.18 

Sensitivitätsanalyse 

Die hier vorgelegte mittelfristige Projektion basiert auf 
der im zweiten Artikel dieses Wochenberichts projizier-
ten wirtschaftlichen Entwicklung. Diese Projektion be-
ruht jedoch auf einer Vielzahl von Annahmen und ist – 
auch aufgrund des langen Projektionszeitraums – von 
erhöhter Unsicherheit gekennzeichnet. Daher wird im 
Folgenden die Sensitivität der Finanzentwicklung in Ab-
hängigkeit von einer schwächeren oder günstigeren wirt-
schaftlichen Entwicklung abgeschätzt. 

Bei einem um 0,5 Prozentpunkte höheren nominalen 
Wirtschaftswachstum läge der Finanzierungssaldo der 
öffentlichen Haushalte im Jahr 2025 in Relation zum no-
minalen Bruttoinlandsprodukt um ein Viertel Prozent-
punkt über dem Basisszenario (Tabelle 7), bei einem 
um 0,5 Prozentpunkte geringeren Wirtschaftswachs-
tums läge der Finanzierungssaldo um eineinhalb Pro-
zentpunkte niedriger. Die asymmetrische Reaktion des 
Finanzierungssaldos erklärt sich dadurch, dass das stär-

18  Es ist geplant, eine bundeseigene Stiftung zu gründen, die nach dem 
Atomausstieg verbleibende Kosten für die Lagerung radioaktiver Abfälle finan-
zieren soll. Diese Stiftung wird mit finanziellen Mitteln privater Unternehmen 
ausgestattet werden und dürfte in Abgrenzung der VGR dem Staatssektor zuge-
ordnet werden. Dies hat zur Folge, dass, sobald die Stiftung ihre Mittel in deut-
schen Staatspapieren anlegt, der Schuldenstand des Staates sinkt. Für den Schul-
denstand nach Maastricht dürfte dies aber ohne Bedeutung sein, denn hierfür 
wird wohl eine Bereinigung um diese Transaktionen durchgeführt werden.

gesamten Projektionszeitraum durchgängig Überschüs-
se aufweisen, müssen die Sozialversicherungen immer 
wieder Defizite hinnehmen, die nur durch kräftige Er-
höhungen der Beitragssätze begrenzt werden können. 

Der konjunkturell bereinigte Finanzierungssaldo, wie 
er dem europäischen Fiskalpakt zugrunde liegt, stag-
niert im laufenden Jahr (Tabelle 5).17 Im kommenden 
Jahr wird der Gesamthaushalt strukturell ausgeglichen 
sein und im Jahr 2018 ein Defizit von 0,2 Prozent auf-
weisen (Tabelle 6). In den weiteren Jahren des Projekti-
onszeitraums stellen sich dann wieder Überschüsse ein. 
Am Ende des Projektionszeitraums, im Jahr 2025, liegt 
der Finanzierungssaldo bei drei Viertel Prozent. 

Eine wichtige Kennziffer, um die Nachhaltigkeit der Fi-
nanzpolitik einzuschätzen, ist der Primärsaldo, also der 
um Ausgaben für den Schuldendienst bereinigte Finan-
zierungssaldo. Dieser hat sich in den vergangenen Jah-
ren stetig verbessert und beträgt zurzeit 2,2 Prozent in 
Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt. Im Pro-
jektionszeitraum geht er leicht zurück – auf etwa einen 
Prozentpunkt. In struktureller, also um konjunkturel-
le Einflüsse bereinigter, Betrachtung liegt er derzeit bei 
zwei Prozent und geht bis zum Ende des Projektions-
zeitraums auf eineinhalb Prozent zurück. 

In Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt geht 
der Schuldenstand seit dem Jahr 2009, als die Schul-
denstandsquote infolge der Finanzkrise auf 81 Prozent 
gestiegen war, zurück. Dieser Rückgang war zu Beginn 
vor allem durch die Abwicklung der Bad Banks bedingt, 

17  Zurzeit ist der bei der Beurteilung der Staatsfinanzen nach dem europäi-
schen Fiskalpakt und der deutschen Schuldenbremse herangezogene strukturel-
le Finanzierungssaldo unterschiedlich. Vgl. Fichtner et al. (2016), a.a.O.

Tabelle 6

Wichtige finanzwirtschaftliche Kennziffern in der mittleren Frist1

in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

Nominaler Finanzierungssaldo 0 0 0 0  ¼  ½  ½  ¾

Struktureller Finanzierungssaldo –¼ –0 0 0  ¼  ½  ½  ¾

Primärsaldo in Relation 1 ¼ 1 ½ 1 ¼ 1 ¼ 1 ½ 1 ½ 1 ¾ 1 ¾
Struktureller Primärsaldo in Relation zum 
nominalen Bruttoinlandsprodukt

1    1 ¼ 1 ¼ 1 ¼ 1 ½ 1 ½ 1 ¾ 1 ¾

Zinssteuerquote 5 ½ 5 ¼ 5 ¼ 5 5    5    4 ¾ 4 ¾
Schuldenstandsquote2 64    61 ½ 59 ¼ 57 54 ¾ 52 ½ 50 ½ 48 ¼

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
2 In Abgrenzung des Maastrichter Vertrages.
In der Projektion sind die Vorausschätzungen in der mittleren Frist auf ¼-Prozentpunkte gerundet.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin.

© DIW Berlin 2016
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Hinzu kommt, dass, der mittelfristigen Projektion zur 
wirtschaftlichen Entwicklung folgend, angenommen 
wird, dass das Zinsniveau noch lange niedrig bleiben 
und auch im späteren Projektionszeitraum nur lang-
sam zulegen wird. Dadurch verschlechtern sich die Re-
finanzierungskonditionen des Staates nur langsam. Ein 
stärkerer Zinsanstieg ist allerdings nicht auszuschlie-
ßen und würde die Ausgaben deutlich stärker zule-
gen lassen. 

Weiterhin wird in der Mittelfristprojektion davon ausge-
gangen, dass trotz der demografisch bedingten Verknap-
pungen am Arbeitsmarkt der Beschäftigungsaufbau über 
den ganzen Projektionszeitraum hinweg fortgesetzt wer-
den kann, wenngleich in abgeschwächtem Tempo. Dazu 
wird angenommen, dass per saldo ab dem Jahr 2019 jah-
resdurchschnittlich 300 000 Erwerbspersonen zuwan-
dern dürften. Sollten diese Annahmen nicht zutreffen, 
dürfte es zu zunehmenden Engpässen auf dem Arbeits-
markt und schließlich zu einem geringeren (potenziel-
len) Wirtschaftswachstum kommen. 

Vor allem aber beruht die positive Entwicklung der öf-
fentlichen Finanzen darauf, dass die Beitragssätze zu 
den Sozialversicherungen innerhalb von zehn Jahren 
um vier Prozentpunkte zulegen. Dabei ist unterstellt, 
dass das Rentenniveau – wie im geltenden Recht – weiter 
zurückgeht. Politisch wird derzeit eine Absenkung des 
Rentenniveaus auf unter 46 Prozent des Durchschnitt-
einkommens infrage gestellt. Sollte dies beschlossen 
werden, so würden die Ausgaben nach Ende des Projek-
tionszeitraums, wenn sie aufgrund des immer stärkeren 
Renteneintritts der Babyboomer ohnehin an Dynamik 
gewinnen, noch weiter zulegen – mit entsprechenden 
Anpassungen des Beitragssatzes. Auch wenn die hier 
vorgelegte Projektion einen ungewöhnlich langen Zeit-
raum abbildet: Die Alterung hat in diesem Zeitraum ge-
rade erst begonnen, ihre Spuren in den Sozialkassen zu 
hinterlassen. In den nachfolgenden Jahren werden die 
Auswirkungen viel stärker zu spüren sein und der Bei-

kere oder schwächere Wirtschaftswachstum nur auf den 
Finanzierungssaldo der Gebietskörperschaften durchwir-
ken kann, während die Sozialversicherungen zur Vermei-
dung permanenter Defizite gezwungen sind, ihren Bei-
tragssatz anzuheben. Bei einem um 0,5 Prozentpunkte 
höheren Wirtschaftswachstum könnten die Beitragssät-
ze in den Endjahren geringer zulegen und im Jahr 2025 
läge der kumulierte Beitragssatz um knapp einen hal-
ben Prozentpunkt unter dem Basisszenario. Im Szena-
rio schwächeren Wachstums müsste der Beitragssatz 
hingegen vor allem in den Jahren 2019 bis 2021 stärker 
angehoben werden und läge im Jahr 2025 um gut einen 
halben Prozentpunkt über dem Basisszenario. 

Großer Handlungsbedarf 
trotz Überschüssen

Auf den ersten Blick führt diese Projektion zu einer recht 
positiven Einschätzung der Finanzentwicklung in den 
kommenden Jahren: In fast allen Jahren sind die öffent-
lichen Haushalte ausgeglichen, strukturell sind sie gar 
in jedem Jahr im Überschuss. 

Auf den zweiten Blick muss dieses Urteil allerdings revi-
diert werden. Zum einen sind die Risiken für eine mit-
telfristige Projektion generell erheblich. So ist für die 
Finanzpolitik angenommen worden, dass der derzeiti-
ge Status quo fortbesteht. Bei den Einkommensteuern 
ist lediglich unterstellt, dass es in jedem Jahr zu einer 
Anhebung von Grund- und Kinderfreibetrag kommt. 
Dies kann aber beispielsweise nicht verhindern, dass 
es aufgrund der kalten Progression zu deutlichen Mehr-
einnahmen kommt. Außerdem hat es zur Folge, dass 
das Kindergeld weit hinter dem Kinderfreibetrag zu-
rückbleibt. Beide Entwicklungen dürften von der Poli-
tik kaum hingenommen werden. Der „status quo“-An-
nahme folgend ist auch unterstellt, dass Griechenland – 
gemäß dem heutigen Vertragstand – ab dem Jahr 2022 
seinen Zinsverpflichtungen nachkommt. Auch hier be-
steht ein Risiko. 

Tabelle 7

Finanzierungssaldo in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt – Alternativszenarien1

in Relation zum nominalen Bruttoinlandsprodukt, in Prozent

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025

Basisszenario 0    0    0    0     ¼  ½  ½  ¾

Szenario I 0     ¼ 0    0     ½  ½  ¾ 1    

Szenario II 0    0    –0    –0    –¼ –½ –¾ –1 ½

1 In Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. 
In der Projektion sind die Vorausschätzungen in der mittleren Frist auf ¼-Prozentpunkte gerundet.

Quellen: Berechnungen des DIW Berlin.
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tendynamik im Gesundheitsbereich ist sicherlich nicht 
nur durch medizinischen Fortschritt oder Alterung be-
dingt, sondern auch den Marktverhältnissen geschuldet. 
Leistungsausweitungen, insbesondere wenn sie versiche-
rungsfremd sind, sind besonders kritisch zu beurteilen. 
Noch immer werden den Sozialkassen versicherungs-
fremde Leistungen in erheblicher Größenordnung aufge-
bürdet. Zu Beginn dieser Legislaturperiode wurden mit 
der Rente ab 63 sowie der Ausweitung der Mütterren-
te solche Leistungen sogar nochmals begründet. Diese 
Leistungen sollten aber vom Steuerzahler, also der Ge-
sellschaft insgesamt, finanziert werden. Dies dürfte auch 
dazu beitragen, den kräftigen Anstieg der Beitragssätze 
in der mittleren Frist zu begrenzen und die damit verbun-
denen negativen Auswirkungen auf das Arbeitsangebot 
und das potenzielle Wirtschaftswachstum zu mindern. 
Für die kurze Frist ist dann aber auch klar: Spielräume 
für weitere Leistungsausweitungen oder Steuergeschen-
ke bestehen keine, wenn die Finanzpolitik ihrer Verant-
wortung gerecht werden will.

tragsanstieg ist auch ohne weitere Leistungsausweitun-
gen noch lange nicht zu Ende. 

Sozialbeiträge schlagen sich in den Arbeitskosten nie-
der, reduzieren – sofern sie paritätisch finanziert sind 
– die Arbeitsnachfrage und senken – unabhängig da-
von, ob Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beitrags-
last gemeinsam tragen – das Arbeitsangebot. Das Er-
werbspersonenpotenzial schrumpft und das Potenzial-
wachstum ist niedriger. Im Projektionszeitraum wird 
der größte Teil der Beitragserhöhungen allein von den 
Arbeitnehmern getragen, die Nettolöhne und –gehäl-
ter nehmen im späteren Projektionszeitraum nur we-
nig zu, in einzelnen Jahren gehen sie in realer Rech-
nung gar zurück. 

Eine solche Entwicklung sollte – sofern sie nicht ganz 
verhindert werden kann – zumindest gedämpft werden. 
Die Ausgaben der Sozialversicherungen, aber auch ihre 
Einnahmen, müssen hinterfragt werden. Die hohe Kos-
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GERMAN PUBLIC FINANCES UNTIL 2025: FAVORABLE ONLY AT FIRST SIGHT

Abstract: The high surpluses in Germany’s public budgets 
are set to decline substantially: from 26 to four billion euros 
over the course of 2017, with a slight deficit by the end of 
2018. The situation will gradually improve, with surpluses 
expected over the medium to long term. Although this 
mid-term perspective initially appears positive, it comes at 
a high price, as the financial situation forces public health 
insurance – and later, the public pension fund – to signifi-
cantly raise contribution rates. Cumulated contribution rates 
will increase from their current level of 39.65 percent to 

43½ percent by 2025. And yet during the projection period 
the aging population only starts to leave its footprints in 
public budgets, and social systems will come under mount-
ing financial pressure. Financing some extraneous insurance 
benefits by tax revenue or alleviating cost pressure in the 
health sector could mitigate this effect. When it comes to 
the current fiscal situation, the message is clear: there is no 
spare money for expanding social benefits or for fiscal perks 
driven by electoral motives. 
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